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Mitte des Jahres 2012 wurde von mehr als 25 Institutionen und Ver-
bänden das Positionspapier zur Zukunft der Ausbildung und Siche-
rung des Berufsnachwuchses in der Vermessungs- und Flurneuord-
nungsverwaltung unterzeichnet. Zu den Handlungsfeldern dieses Pa-
piers gehörte auch die Neufassung der Laufbahn-, Ausbildungs- und
Prüfungsordnungen (APrO) durch das Ministerium für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz (MLR) auf der Basis des Dienstrechtsre-
formgesetzes. Im Laufe des Jahres 2014 sind für den höheren, geho-
benen und mittleren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst die
neuen APrO nacheinander in Kraft getreten. Über alle Laufbahnen hin-
weg wurde zudem eine Ausbildungsvorschrift Vermessung erlassen.
In vorliegender Publikation wird über Rechtsgrundlagen, Ziele und
wesentliche Inhalte informiert. Zahlen zur Ausbildung in den letzten
sechs Jahren und ein Blick in die Zukunft runden den Beitrag ab.

Das Dienstrechtsreformgesetz (DRG) in Baden-Württemberg ist am
1. Januar 2011 in Kraft getreten. Damit wurde gleichzeitig die bisheri-
ge Landeslaufbahnverordnung (LVO) aufgehoben. Grundlegende
Laufbahnregelungen befinden sich nun im neuen Landesbeamtenge-
setz (LBG). So ist beispielsweise in § 16 Absatz 2 LBG geregelt, dass
die Ministerien im jeweiligen Geschäftsbereich durch Rechtsverord-
nung Laufbahnen einrichten und den Zugang ausgestalten können.
Die Übergangsbestimmungen in Artikel 62 § 1 Absatz 3 DRG regeln
unter anderem, dass die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, die
auf der Grundlage des alten LBG erlassen worden sind, längstens bis
zum 31. Dezember 2014 fortgelten. Dies betraf auch alle bestehenden
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen des vermessungstechnischen
und kartographischen Verwaltungsdienstes (siehe Anlage 1). In den
einzelnen Verordnungen gab es jeweils eine Ermächtigung zum Erlass
von Ausbildungsanweisungen, um die Ausbildung im Einzelnen zu re-
geln (siehe Anlage 2). Auch diese sind außer Kraft getreten.
Neben den rein formalen Gründen, die bestehenden Ausbildungs-
und Prüfungsordnungen neu zu fassen, wurden klare Ziele verfolgt
wie z. B.:

•  Steigerung der Attraktivität der Vorbereitungsdienste, insbesondere
durch deren Verkürzung 

•  erweiterte Zugangsmöglichkeit zur Laufbahn
•  Anpassung an neue Technologien 
•  Berücksichtigung neuer Rahmenbedingungen (z. B. gesetzlich gere-
gelte Aufgabenzuweisung)

• Einbindung der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen
und Vermessungsingenieure (ÖbVI) in die Ausbildung im Rahmen
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der Vorbereitungsdienste einschließlich Mitwirkung in den Prü-
fungsausschüssen

•  Reduzierung der schriftlichen Prüfungsdauer und des Aufwands für
die Prüfungsausschüsse

Auf Grund der mit Artikel 62 DRG verbundenen endlichen Geltungs-
dauer der bisherigen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen wurde
unter Federführung des Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz Baden-Württemberg die Arbeitsgruppe „APrO/Lauf-
bahnrecht” eingesetzt. 

Vertreten waren in dieser AG:
● aus dem MLR:

• Fachreferat 43 (Grundsatzangelegenheiten des Vermes-
sungs- und Geoinformationswesens)

• Fachreferat 44 (Geoinformationsdienste)
• Fachreferat 46 (Landentwicklung) sowie das 
• Querschnittsreferat 14 (Recht, Forschung)

● aus dem Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung:
• Abteilung 1 (Verwaltung), insbesondere Referat 14 (Aus- und
Fortbildung)

• Abteilung 4 (Flurneuordnung, Liegenschaftskataster)

Die erste Sitzung der Arbeitsgruppe fand im Juli 2012 statt. Im Mittel-
punkt stand zunächst der höhere vermessungstechnische Verwal-
tungsdienst, d. h. die Überarbeitung der APrOVerm hD. Ab Herbst
2013 lag dann der Schwerpunkt beim gehobenen vermessungstechni-
schen Verwaltungsdienst (APrOVerm gD). Da die Anwärter des geho-
benen Dienstes überwiegend bei den Landkreisen (darüber hinaus
beim LGL in den Poolteams der Flurneuordnung, bei den Stadtkreisen
und Gemeinden nach § 10 Vermessungsgesetz (VermG)) eingestellt
und ausgebildet werden, wurde ab diesem Zeitpunkt auch der Land-
kreistag in die Arbeit der AG eingebunden. Vertreten wurde dieser
durch den Leiter des Arbeitskreises Ausbildung der AG Vermessung
und Flurneuordnung des Landkreistages.

Die neue Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den hö-
heren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst (APrOVerm hD) ist
am 1. Juni 2014 in Kraft getreten. Sie gilt zum ersten Mal für diejeni-
gen Referendarinnen und Referendare, die am 1. Oktober 2014 ihren
Vorbereitungsdienst begonnen haben und regulär 2016 ihre Große
Staatsprüfung ablegen werden.
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Die Dauer des Vermessungsreferendariats einschließlich der Großen
Staatsprüfung beträgt 22 Monate. Die bisherige APrOVerm hD sah
noch eine Dauer von 26 Monaten vor. Mit der Verkürzung um vier Mo-
nate soll der Vorbereitungsdienst attraktiver werden. 
Das Referendariat beginnt weiterhin am 1. Oktober. Durch die Verkür-
zung endet der Vorbereitungsdienst zukünftig bereits am 31. Juli (bis-
lang 30. November) des übernächsten Jahres.

In der neuen APrOVerm hD liegt der Schwerpunkt weiterhin auf dem
Ausbildungsabschnitt 1 „Liegenschaftskataster und Flurneuordnung”,
welcher mehr als ein Jahr umfasst. Davon nimmt der Ausbildungsteil-
abschnitt 1.3 „Grundlagen und Fachaufsicht Liegenschaftskataster und
Flurneuordnung” einen Umfang von neun Wochen ein. Dieser Teilab-
schnitt wird in Form von Lehrgängen beim LGL durchgeführt. Neu ist,
dass ein Teil des Ausbildungsteilabschnitts 1.1 und dort speziell der
Teil „Durchführung von Liegenschaftsvermessungen” in der Regel
vier Wochen bei ÖbVI zu absolvieren ist. Diese Beteiligung an der Aus-
bildung des vermessungstechnischen Berufsnachwuchses ist in der
ÖbVI-Berufsordnung als Verpflichtung enthalten und letztendlich auch
durch die gesetzlich geregelte Aufgabenzuweisung in § 8 Absatz 2
VermG bedingt.
„Landesvermessung und Geobasisinformationen” bilden den Ausbil-
dungsabschnitt 2. Die vorgesehenen sechs Wochen werden in Form
von Lehrgängen beim LGL absolviert. 

3.2
Dauer des
Vorbereitungs-
dienstes

3.3
Ausbildungs-
abschnitte

Abb. 1: Ausbildungsabschnitte der APrOVerm hD und ihre Zeitanteile
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Neu ausgestaltet ist der Ausbildungsabschnitt 3 „Grundstückswerter-
mittlung, Bodenordnung und Planung”, wobei insbesondere der
wachsenden Bedeutung der Grundstückswertermittlung Rechnung
getragen wird. Ein Teil dieses Ausbildungsabschnitts wird in Lehrgän-
gen beim LGL unterrichtet. Weitere Ausbildungsstellen sind Landrats-
ämter, kommunale Fachämter und ÖbVI.
Die Ausbildungsabschnitte 4 „Sonstige Lehrgänge” und 5 „Große
Staatsprüfung einschließlich Vorbereitung” wurden klar getrennt. Die
für die sonstigen Lehrgänge vorgesehenen sechs Wochen beinhalten
Lehrgänge zum Grundbuchrecht, Privatrecht und öffentlichen Recht
sowie Seminare zu Personalführung und Managementaufgaben.
Abbildung 1 zeigt die neue Gliederung der Ausbildungsabschnitte und
deren Zeitanteile in der Übersicht.

Die Große Staatsprüfung besteht aus praktischem Fall, schriftlicher Prü-
fung (i.d.R. an fünf Tagen) und mündlicher Prüfung (i.d.R. an einem Tag).
Sie beginnt weiterhin mit dem praktischen Fall, für dessen Bearbeitung
ein Zeitraum von sechs Wochen zur Verfügung steht. Abgeschlossen
wird dieser mit einer schriftlichen Ausarbeitung. Die neue APrOVerm hD
sieht nun im Zeitraum zwischen der schriftlichen und mündlichen Prü-
fung ein ergänzendes Fachgespräch zum praktischen Fall vor. Die zu prü-
fende Person stellt dabei Vorgehensweise und Ergebnisse der Arbeit vor. 
Dauer und Gewichte von praktischem Fall, schriftlicher und mündlicher
Prüfung sind in der Abbildung 2 zusammengefasst. Die Bearbeitungszei-
ten der schriftlichen Prüfungen wurden stark reduziert, von bislang ins-
gesamt 34 h auf nun 24 h, indem jede schriftliche Prüfung um 2 h gekürzt
wurde.

3.4
Große Staats-

prüfung –
Einzelprüfungen

und deren
Gewichte

Abb. 2: Große Staatsprüfung (praktischer Fall, schriftliche und mündliche Prüfung)
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An der Anzahl der Mitglieder des Prüfungsausschusses hat sich nichts ge-
ändert. Er besteht nach wie vor aus zwölf Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist
eine Vertretung zu bestellen. Sofern es zur Durchführung einer Prüfung er-
forderlich ist, können weitere Personen als prüfende Personen berufen
werden; diese zählen jedoch nicht als Mitglieder des Prüfungsausschusses.
Neu sind weitergehende Vorschlagsrechte. Während in der alten APrO-
Verm hD nur der Städtetag und das LGL jeweils ein Mitglied vorschla-
gen konnten, gibt es in der neuen APrOVerm hD nun folgende Vor-
schlagsrechte:

• LGL: 
• eine Beamtin bzw. ein Beamter des höheren vermessungs-
technischen Verwaltungsdienstes der Vermessungsbehörden

• eine Beamtin bzw. ein Beamter des höheren vermessungs-
technischen Verwaltungsdienstes der Flurbereinigungsbe-
hörden

• Beamtin bzw. ein Beamter des höheren (allgemeinen) Ver-
waltungsdienstes, 

• Landkreistag: 
• eine Beamtin bzw. ein Beamter des höheren vermessungs-
technischen Verwaltungsdienstes der Vermessungsbehörden

• Beamtin bzw. ein Beamter des höheren vermessungstechni-
schen Verwaltungsdienstes der Flurbereinigungsbehörden

• Städtetag:
• eine Person mit der Befähigung für den höheren vermes-
sungstechnischen Ver-
waltungsdienst

• BDVI, Landesgruppe Ba-
den-Württemberg:
• eine Person mit der Be-
fähigung für den höhe-
ren vermessungstech-
nischen Verwaltungs-
dienst (ÖbVI oder Fach-
kraft)

Für die weiteren fünf Mitglieder
gibt es keine Vorschlagsrechte.
Die genannten Vorschlagsrechte
gelten in gleicher Weise für die
Vertretungen dieser Mitglieder.
Eine Öffnung gegenüber den bis-
herigen Regelungen gab es bei
dem Mitglied, das vom Städtetag

Abb. 3: Prüfungsausschuss des höheren
Dienstes

3.5 
Zusammen-
setzung des
Prüfungsaus-
schusses  

12 Mitglieder
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vorgeschlagen wird, dahingehend, dass auch Personen in Frage kom-
men, die tarifbeschäftigt sind. Bislang konnten nur Beamtinnen bzw.
Beamte vorgeschlagen werden.
Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses ist der Abbildung 3
zu entnehmen.

Auf Grund der Übergangsbestimmungen gemäß § 36 APrOVerm hD
gelten für diejenigen Referendarinnen und Referendare, die beim In-
krafttreten der neuen APrOVerm hD bereits im Vorbereitungsdienst
stehen (d. h. Beginn am 1. Oktober 2012 bzw. 1. Oktober 2013), weiter-
hin die Vorschriften der bisherigen APrOVerm hD. Das bedeutet, dass
diese Referendarinnen und Referendare in 2014 bzw. 2015 noch nach
altem Recht geprüft wurden bzw. werden. Sollten diese Prüflinge die
Große Staatsprüfung erst 2016 ablegen (weil sie bei der ursprüngli-
chen Prüfung krank waren oder diese nicht bestanden haben), so kön-
nen diese Prüflinge wählen, ob sie nach der bisherigen oder nach der
neuen APrOVerm hD geprüft werden wollen. Wer allerdings erst 2017
oder später die Prüfung ablegt, wird ausschließlich nach der neuen
APrOVerm hD geprüft werden.

Die neue Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den ge-
hobenen vermessungstechnischen Verwaltungsdienst (APrOVerm gD)
ist am 1. Dezember 2014 in Kraft getreten. Sie gilt zum ersten Mal für
diejenigen Anwärterinnen und Anwärter, die am 1. April 2015 ihren
Vorbereitungsdienst beginnen und regulär 2016 die Staatsprüfung ab-
legen werden.

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes einschließlich der Staatsprüfung
beträgt weiterhin 18 Monate. Der Vorbereitungsdienst beginnt in der
Regel am 1. April und endet am 30. September des folgenden Jahres.

Der Ausbildungsabschnitt 1 beinhaltet ausschließlich die Themen Lie-
genschaftskataster und Flurneuordnung und nimmt mit nahezu einem
Jahr den weitaus größten Zeitraum ein. Wie beim höheren Dienst
wurde auch beim gehobenen Dienst der Teil Landesvermessung mit
den Geobasisinformationen im Ausbildungsabschnitt 2 „Landesver-
messung und Geobasisinformationen” zusammengeführt. 
Zum ersten Mal werden die ÖbVI auch beim Vorbereitungsdienst für
den gehobenen vermessungstechnischen Verwaltungsdienst in die
Ausbildung eingebunden. In einem Zeitraum von in der Regel vier bis
sechs Wochen werden die Anwärterinnen und Anwärter im Ausbil-
dungsteilabschnitt 1.1 bei ÖbVI in der Durchführung von Liegen-
schaftsvermessungen ausgebildet, gegebenenfalls zusätzlich auch im
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Ausbildungsabschnitt 3 „Grundstückswertermittlung, Bodenordnung
und Planung”.
Die Ausbildungsabschnitte 4 „Sonstige Lehrgänge” und 5 „Staatsprü-
fung einschließlich Vorbereitung” runden den Vorbereitungsdienst ab
(siehe Abbildung 4).

Abb. 4: Ausbildungsabschnitte der APrOVerm gD und ihre Zeitanteile

Die Staatsprüfung besteht aus dem praktischen Fall, schriftlicher Prü-
fung und mündlicher Prüfung. Ganz neu wird nun auch im Vorberei-
tungsdienst für den gehobenen vermessungstechnischen Verwaltungs-
dienst nach dem Vorbild des höheren Dienstes ein praktischer Fall ein-
geführt, dessen Bearbeitungszeit allerdings nur drei statt sechs Wochen
(hD) beträgt; außerdem wird im Prüfungsfach "Landesvermessung und
Geobasisinformationen" kein praktischer Fall als Aufgabe gestellt. Zeit-
lich ist der praktische Fall zwischen der schriftlichen und mündlichen
Prüfung durchzuführen. Wie im höheren Dienst besteht der praktische
Fall ebenfalls aus einer schriftlichen Ausarbeitung und einem anschlie-
ßenden ergänzenden Fachgespräch von 30 Minuten.

Dauer und Gewichte von praktischem Fall, schriftlicher Prüfung und
mündlicher Prüfung sind in der Abbildung 5 dargestellt. Die Prüfung
„Liegenschaftskataster und Liegenschaftsvermessungen” hat jetzt
noch einen Umfang von 5 h (bisher 7 h); damit wird auch das Gewicht
von bisher 30 % auf 20 % reduziert. Auch die Bearbeitungszeit im Prü-
fungsfach "Verwaltung und Recht" wird von bislang 3 h auf 2 h gekürzt.

4.4 
Staatsprüfung -
Einzelprüfungen
und deren
Gewichte

18
Monate
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Abb. 5: Staatsprüfung im gehobenen Dienst (praktischer Fall, schriftliche und
mündliche Prüfung)

Die Zahl der Prüfungsaus-
schussmitglieder wurde von
bislang 16 auf 14 reduziert.
Gleichzeitig werden verschie-
dene Vorschlagsrechte einge-
räumt, die es bislang nur für
den Städtetag gab. 
Die Person, die vom BDVI
vorgeschlagen werden kann,
muss die Befähigung für den
gehobenen oder höheren ver-
messungstechnischen Ver-
waltungsdienst besitzen. So-
mit ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass auch eine Fachkraft
eines ÖbVI in den Prüfungs-
ausschuss berufen  wird.
Die Zusammensetzung des
Prüfungsausschusses ist der
Abbildung 6 zu entnehmen.

Auf Grund der Übergangsbestimmungen gemäß § 37 APrOVerm gD gel-
ten für diejenigen Anwärterinnen und Anwärter, die beim Inkrafttreten der
neuen APrOVerm gD bereits im Vorbereitungsdienst stehen (d. h. Beginn
am 1. April 2014), weiterhin die Vorschriften der bisherigen APrOVerm gD.

4.5
Prüfungs-
ausschuss 

4.6
Übergangs-

bestimmungen

Abb. 6: Prüfungsausschuss des gehobenen
Dienstes

14 Mitglieder
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Das bedeutet, dass diese Anwärterinnen und Anwärter in 2015 noch nach
altem Recht geprüft werden. Sollten diese Prüflinge die Staatsprüfung
erst 2016 ablegen (weil sie bei der ursprünglichen Prüfung krank waren
oder diese nicht bestanden haben), so können diese Prüflinge wählen, ob
sie nach der bisherigen oder nach der neuen APrOVerm gD geprüft wer-
den wollen. Wer allerdings erst 2017 oder später die Prüfung ablegt, wird
ausschließlich nach der neuen APrOVerm gD geprüft werden.

Die neue Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den mitt-
leren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst (APrOVerm mD) trat
mit Wirkung vom 1. Januar 2015 in Kraft. Bezüglich Ausbildung und
Staatsprüfung gilt sie erstmalig für diejenigen Anwärterinnen und An-
wärter, die am 1. September 2015 ihren Vorbereitungsdienst beginnen.

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes beträgt acht Monate und ist so-
mit vier Monate kürzer als bislang. In der Regel beginnt der Vorberei-
tungsdienst am 1. September und endet am 30. April des Folgejahres.
Anwärterinnen und Anwärter, die anschließend eingestellt werden, er-
halten somit bereits nach acht Monaten volle Bezüge.

Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in drei Ausbildungsabschnitte
(siehe Abbildung 7).

Die Zahl der schriftlichen Prüfungsfächer wird von drei auf zwei redu-
ziert. Das Prüfungsfach "Vermessungstechnik und Kartenwesen" wur-
de ersatzlos gestrichen. Die Inhalte dieses Prüfungsfachs waren über-
wiegend bereits Gegenstand der Ausbildungsabschlussprüfung. Auch
auf die mündliche Prüfung im Fach Landesvermessung wird künftig
verzichtet.
Die Bearbeitungszeiten der verbleibenden beiden schriftlichen Prü-
fungsfächer wurden jeweils um zwei Stunden reduziert. Insgesamt er-
gibt sich in der schriftlichen Prüfung nun ein Prüfungsumfang von
sechs Stunden (bislang 14 Stunden). Die Prüfung kann somit an ei-
nem Tag durchgeführt werden und reduziert auch den Aufwand für die
prüfenden Personen.

5.
NEUE
APrOVerm mD

5.1
Inkrafttreten

5.2
Dauer

5.3
Ausbildungs-
abschnitte

5.4
Staatsprüfung –
Einzelprüfungen
und deren
Gewichte

Abb. 7: Ausbildungsabschnitte der APrOVerm mD und ihre Zeitanteile

8 Monate
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Für die mündlichen Prüfungen wurde die Prüfungszeit von bislang je-
weils zehn Minuten auf 15 Minuten angehoben. Die Änderungen kom-
men auch in der Gewichtung bei der Ermittlung des Prüfungsergeb-
nisses zum Ausdruck: Während die mündliche Prüfung bislang insge-
samt ein Gewicht von einem Fünftel hatte, beträgt ihr Anteil künftig
ein Drittel.
Dauer und Gewichte der schriftlichen und mündlichen Prüfungen sind
der Abbildung 8 zu entnehmen.

Damit die beiden Prüfungsfächer in den mündlichen Prüfungen durch
Prüfungsgruppen mit jeweils drei prüfenden Personen durchgeführt
werden können, wird zukünftig eine Zahl von sechs Mitgliedern des
Prüfungsausschusses festgelegt. Es können aber zusätzliche prüfende
Personen berufen werden, sofern dies zur Durchführung der Staats-
prüfung erforderlich ist. Diese Personen gelten dann aber im Gegen-
satz zur bisherigen Regelung nicht mehr als Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses.
Eine faktische Reduzierung von derzeit zehn auf zukünftig sechs Mit-
glieder (mit der Option, weitere prüfende Personen zu berufen) ist
auch dadurch gerechtfertigt, dass eine schriftliche Prüfung weggefal-
len ist und die Bearbeitungszeiten der verbleibenden schriftlichen Prü-
fungen gekürzt wurden.
Da überwiegend die Landkreise den Vorbereitungsdienst durchführen,
werden vier der sechs Mitglieder auf Vorschlag des Landkreistags be-
rufen, davon zwei Personen mit der Befähigung für den gehobenen
vermessungstechnischen Verwaltungsdienst und zwei Personen mit
der Befähigung für den mittleren vermessungstechnischen Verwal-
tungsdienst. Diese können auch tarifbeschäftigte Personen sein. Ein
weiteres Mitglied wird auf Vorschlag des Landesamts für Geoinforma-
tion und Landentwicklung berufen; dieses Mitglied muss eine Person

5.5
Neue Zusammen-

setzung des
Prüfungs-

ausschusses  

Abb. 8: Staatsprüfung im
mittleren Dienst (schriftliche
und mündliche Prüfung)



des höheren vermes-
sungstechnischen Ver-
waltungsdienstes sein
und ist zugleich vorsit-
zende Person des Prü-
fungsausschusses. 
Das sechste Mitglied
ist eine Person des hö-
heren oder gehobe-
nen (nichttechnischen)
Verwaltungsdienstes. 
Neu ist, dass die Mit-
glieder des Prüfungs-
ausschusses auf die
Dauer von fünf Jahren
berufen werden (bis-
her vier Jahre). Abbil-
dung 9 zeigt die Zu-
sammensetzung des
Prüfungsausschusses.

Auf Grund der Übergangsbestimmungen gemäß § 33 APrOVerm mD
gelten für diejenigen Anwärterinnen und Anwärter, die beim Inkrafttre-
ten der neuen APrOVerm mD bereits im Vorbereitungsdienst stehen
(d. h. Beginn am 1. September 2014), weiterhin die Vorschriften der
bisherigen APrOVermKart mD. Das bedeutet, dass diese Anwärterin-
nen und Anwärter in 2015 noch nach altem Recht geprüft werden. Soll-
ten diese Prüflinge die Staatsprüfung erst 2016 ablegen (weil sie bei
der ursprünglichen Prüfung krank waren oder diese nicht bestanden
haben), so können diese Prüflinge wählen, ob sie nach der bisherigen
oder nach der neuen Verordnung geprüft werden wollen. Wer aller-
dings erst 2017 oder später die Prüfung ablegt, wird ausschließlich
nach der neuen APrOVerm mD geprüft werden.

Die Laufbahnbefähigung für den mittleren vermessungstechnischen
Verwaltungsdienst kann mit der neuen Verordnung auf zwei Arten er-
worben werden:
1. durch einen Vorbereitungsdienst mit erfolgreicher Staatsprüfung
oder

2. eine mindestens dreijährige Berufstätigkeit als Vermessungstechni-
kerin oder Vermessungstechniker, welche die Eignung zur selbst-
ständigen Wahrnehmung eines Amtes dieser Laufbahn vermittelt.
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5.6
Übergangs-
bestimmungen

5.7
Erwerb der
Laufbahn-
befähigung

Abb. 9: Prüfungsausschuss des mittleren Dienstes

6 Mitglieder



Bildungsvoraussetzung ist in beiden Fällen der Abschluss im Ausbil-
dungsberuf Vermessungstechniker oder Vermessungstechnikerin. Mit
Ziffer 2 wird von den weitergehenden Möglichkeiten Gebrauch ge-
macht, die das LBG hinsichtlich des Erwerbs der Laufbahnbefähigung
seit der Dienstrechtsreform bietet. 

Gemäß den Ermächtigungen in den einzelnen APrO hat das MLR zur
Regelung der Ausbildung im Einzelnen eine Verwaltungsvorschrift er-
lassen. Die Verwaltungsvorschrift des MLR für die Ausbildung zum
vermessungstechnischen Verwaltungsdienst (Kurzbezeichnung "Aus-
bildungsvorschrift Vermessung" - VwVAVerm) ersetzt die bisherigen
Ausbildungsanweisungen, die separat für jede einzelne Laufbahn er-
lassen wurden. Zum ersten Mal wurden dabei alle drei Laufbahnen in
einer Verwaltungsvorschrift zusammengefasst. Im Wesentlichen ent-
hält die Ausbildungsvorschrift die Ausbildungsinhalte der drei Vorbe-
reitungsdienste. Geregelt wird darin auch, wann der Vorbereitungs-
dienst beginnt.

Die Voraussetzungen für den Aufstieg wurden im Landesbeamtenge-
setz neu geregelt. In die nächsthöhere Laufbahngruppe derselben
Fachrichtung kann aufsteigen (§ 22 Absatz 1 LBG),

1. wer sich im Endamt seiner bisherigen Laufbahn befindet (also A 9
im mittleren Dienst, A 13 im gehobenen Dienst),

2. wer sich in mindestens zwei unterschiedlichen Aufgabengebieten
seiner Laufbahn bewährt hat,

3. wer seit mindestens einem Jahr erfolgreich überwiegend Aufgaben
der nächsthöheren Laufbahn wahrgenommen hat,

4. wer nach seiner Persönlichkeit und nach seinen bisherigen über-
durchschnittlichen Leistungen für die nächsthöhere Laufbahn ge-
eignet erscheint und

5. wer sich durch Qualifizierungsmaßnahmen zusätzliche, über seine
Vorbildung und die bisherige Laufbahn hinausgehende Kenntnisse
und Fähigkeiten erworben hat, die ihm die Wahrnehmung der Auf-
gaben der neuen Laufbahn ermöglichen.

Für ihren Bereich können die Ministerien in den spezifischen Lauf-
bahnverordnungen Abweichungen regeln, die insbesondere die fach-
lichen Besonderheiten von Laufbahnen berücksichtigen. Sie können
Ausnahmen von den Voraussetzungen nach Nummer 1 bis 3 regeln,
wenn die Besonderheit einer Laufbahn dies erfordert oder wenn mit
einer Fort- oder Weiterbildungsmaßnahme die Bildungsvoraussetzun-
gen für die nächsthöhere Laufbahn erworben worden sind.
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Von dieser Ausnahme wurde in den neuen Laufbahn-, Ausbildungs-
und Prüfungsordnungen dahingehend Gebrauch gemacht, dass Be-
amtinnen und Beamte des vermessungstechnischen Verwaltungsdien-
stes, die die Bildungsvoraussetzungen für die nächsthöhere Laufbahn
in einem Studium des Vermessungs- und Geoinformationswesens er-
worben haben, abweichend von Nummer 1 bis 3 aufsteigen können,
wenn sie
1. sich mindestens im ersten Beförderungsamt ihrer Laufbahn befin-
den (also in A 8 bzw. A 11), 

2. sich in mindestens einem Aufgabengebiet ihrer Laufbahn bewährt
haben und 

3. seit mindestens einem halben Jahr überwiegend Aufgaben der
nächsthöheren Laufbahn wahrgenommen haben. 

Ohne diese Öffnung würden auch für diese Personen die Regelungen
von § 22 Absatz 1 LBG gelten, so dass dann beispielsweise ein Auf-
stieg auch nur aus dem Endamt möglich wäre. Durch diese Regelung
kann beispielsweise nun ein Beamter des gehobenen Dienstes berufs-
begleitend ein Fernstudium absolvieren und nachträglich einen Ma-
sterabschluss erwerben. Damit wären die Bildungsvoraussetzungen
für einen Aufstieg auch aus dem Nicht-Endamt erfüllt.

Vermessungstechniker (Einstellung jeweils zum 1. September):

Anwärterinnen und Anwärter mD (Beginn des Vorbereitungsdienstes
jeweils am 1. September):
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Anwärterinnen und Anwärter gD (Beginn des Vorbereitungsdienstes
jeweils am 1. April):

Referendarinnen und Referendare hD (Beginn des Vorbereitungsdien-
stes jeweils am 1. Oktober):

Der Bologna-Prozess stellt die Vermessungs- und Flurneuordnungs-
verwaltung insbesondere beim Nachwuchs im gehobenen vermes-
sungstechnischen Verwaltungsdienst in beiden Fachrichtungen Ver-
messung und Flurneuordnung vor große Herausforderungen. Des-
halb gilt es, neue Ideen im Hinblick auf Anreize zur Bedarfsdeckung zu
entwickeln. Das Beispiel Rheinland-Pfalz zeigt hierbei eine interessan-
te Verzahnung von Studium und Vorbereitungsdienst. Diesbezügliche
Erfahrungen bleiben abzuwarten.

Die demographische Entwicklung und der Fachkräftemangel bringen
es im Weiteren mit sich, dass wir offen sein müssen für Bewerber aus
anderen, vor allem europäischen Ländern (erste Einstellungen gibt es
schon). Offen müssen wir auch bei der Zulassung von Absolventen
verwandter Studiengänge zum Vorbereitungsdienst sein, sofern Kern-
kompetenzen in Vermessung und Geoinformation nachgewiesen wer-
den können. 

Auch beim Aufstieg gilt es, bei Auswahl der Personen und Besetzung
von Stellen einen guten Kompromiss zu finden. Zum einen müssen
wir auf erfahrene und besonders qualifizierte Mitarbeiterinnen und

9.

AUSBLICK  
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Mitarbeiter setzen, zum anderen gilt es, durch die Einstellung von
„Nachwuchs” mit aktuellem Know-how und hoher Digitalkompetenz

auf allen Verwaltungsebenen wieder gesunde Altersstrukturen aufzu-

bauen.

Zukunftsweisend sind auch die Laufbahnen des gehobenen und höhe-

ren informationstechnischen Dienstes, die in der Laufbahnverordnung

des Innenministerium (LVO-IM) zum 1. Januar 2015 eingerichtet wur-
den. Demnach erwirbt die Laufbahnbefähigung diejenige Person, die
ein Studium in der Fachrichtung Informatik oder in einer anderen für
den informationstechnischen Dienst geeigneten Fachrichtung abge-
schlossen hat und danach eine laufbahnqualifizierende Zusatzausbil-
dung (12 Monate im gehobenen Dienst, 15 Monate im höheren

Dienst) oder eine mindestens dreijährige ihrer Fachrichtung entspre-

chende Berufstätigkeit absolviert hat. Hier werden auch für die Ver-

messungs- und Geoinformationsberufe Möglichkeiten für den Zugang

zur Beamtenlaufbahn geschaffen, denn gemäß Begründung zur LVO-

IM sind unter anderem Studiengänge in den Fachrichtungen Geoinfor-

matik und Vermessungswesen geeignet, sofern sie einen hohen Infor-

matikanteil aufweisen. Damit steht Absolventen dieser Studiengänge

neben dem klassischen vermessungstechnischen Verwaltungsdienst

eine weitere Laufbahn offen. 

Darüber hinaus soll für den Ausbildungsberuf Geomatikerin bzw.

Geomatiker in absehbarer Zeit voraussichtlich der Zugang zur Lauf-

bahn des mittleren vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes ge-

schaffen werden, wobei diese Diskussion derzeit noch im Gange ist.

Auch in Zukunft ist für den Informationsaustausch zwischen allen an

der Ausbildung beteiligten Institutionen und Verbänden mit der Ver-

messungs- und Flurneuordnungsverwaltung der „Runde Tisch Ausbil-

dung und Berufsnachwuchs” von Bedeutung. Unter Leitung des MLR

haben im letzten Jahr mehr als 30 Vertreter von MLR, LGL, Universitä-
ten, Hochschulen, Berufsschulen, Berufsverbänden und Gewerkschaf-
ten teilgenommen. Gefördert wird dadurch die eminent wichtige
Kommunikation mit Blick auf den Berufsnachwuchs. Hieraus entwik-
keln sich viele konkrete Initiativen, wie zuletzt auch ein Besuch von Mi-
nisterialdirigent Hartmut Alker bei der Steinbeißschule in Stuttgart
oder die wichtige Kommunikation unter den rund 15 Lehrbeauftragten
an den Universitäten und Hochschulen für Technik in Baden-Württem-
berg in den Fachbereichen Flurneuordnung und Landentwicklung, Lie-
genschaftskataster und Landesvermessung, Geoinformation, Boden-
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ordnung und Grundstückswertermittlung. Nach intensivem Erfah-

rungsaustausch zum Thema Berufsnachwuchs im gehobenen und hö-

heren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst wurde dabei ein

wirkungsvolles Vorgehen bei der Werbung um den Berufsnachwuchs

abgestimmt. Im Wesentlichen gilt es für die Lehrbeauftragten, auf-

grund der Nähe zum „Nachwuchs“, die Chance zu nutzen und ent-

scheidende Weichen mit zu stellen. 

• Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den höheren ver-

messungstechnischen Verwaltungsdienst (APrOVerm hD)

vom 17. Februar 1989 (GBl. S. 61), zuletzt geändert durch Ar-

tikel 35 des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313,

330),

• Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen ver-

messungstechnischen Verwaltungsdienst (APrOVerm gD)

vom 6. Juni 1997 (GBl. S. 253), zuletzt geändert durch Artikel

36 des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 330),

• Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den mittleren ver-

messungstechnischen und den mittleren kartographischen

Verwaltungsdienst (APrOVermKart mD) vom 10. Februar

1983 (GBl. S. 77), zuletzt geändert durch Artikel 37 des Geset-

zes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 330),

• Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den gehobenen kar-

tographischen Verwaltungsdienst (APrOKart gD) vom 17. Au-

gust 1984 (GBl. S. 569), zuletzt geändert durch Artikel 38 des

Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 331).

• Ausbildungsanweisung für den höheren vermessungstech-

nischen Verwaltungsdienst (AAnwVerm hD) vom 2. April

1998 (GABl. S. 283),

• Ausbildungsanweisung für den gehobenen vermessungs-

technischen Verwaltungsdienst (AAnwVerm gD) vom 18. Ju-

ni 1998 (GABl. S. 390),

• Ausbildungsanweisung für den mittleren vermessungstech-

nischen Verwaltungsdienst (AAnwVerm mD) vom 21. Febru-

ar 1983 (GABl. S. 439),
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• Ausbildungsanweisung für den mittleren kartographischen
Verwaltungsdienst (AAnwKart mD) vom 18. November 1997
(GABl. 1998 S. 28),

• Ausbildungsanweisung für den gehobenen kartographi-
schen Verwaltungsdienst (AAnwKart gD) vom 27. August
1984 (GABl. S. 798).

27


